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Antwort 
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Drucksache 18/19591 
 
 
Korruptionsvorwürfe in der JVA Euskirchen bereits im Jahr 2004? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Laut Berichterstattung des WDR im Rahmen des Bestechungsskandals in der  
JVA Euskirchen1 wurde der Polizei in Euskirchen bereits im Jahr 2004 von einem Häftling R. 
während seines Einkaufsausgang gemeldet, dass man in der Justizvollzugsanstalt käufliche 
Privilegien, wie zusätzliche Urlaubstage oder die Warnung vor Kontrollen erwerben könne. 
Ergebnis dieser Mitteilung sei gewesen, dass der Häftling nach seinem Ausgang in den 
geschlossenen Vollzug verlegt wurde. 
 
Auf Nachfrage habe die Staatsanwaltschaft in Bonn mitgeteilt, dass ein etwaiger 
Anzeigenvorgang oder ein Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der Begehung von 
Korruptionsdelikten im Zusammenhang mit der JVA Euskirchen aus dem Jahr 2004 aufgrund 
des Ablaufs der gesetzlichen Löschfristen sowohl justiziell als auch polizeilich nicht mehr 
recherchierbar ist. 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8113 mit Schreiben vom 1. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern beantwortet. 
 
 
1. Welche Informationen sind der Landesregierung in Bezug auf die Mitteilung des 

Häftlings R. gegenüber der Polizei Euskirchen aus dem Jahr 2004 zu käuflichen 
Privilegien innerhalb der Justizvollzugsanstalt bekannt? 

 
Die Leitende Oberstaatsanwältin in Bonn hat unter dem 02.06.2026 berichtet, dass ihrer Be-
hörde lediglich die Informationen aus der gegenständlichen Presseberichterstattung vorlägen. 
Ein Vorgang hierzu sei mangels Kenntnis des Klarnamens des ehemaligen Inhaftierten und 
auch schon wegen des Zeitablaufs nicht ermittelbar. 
 

 
1 Christian von Stülpnagel in WDR vom 22.05.2026: Ex-Häftling: Bestechungen schon in Nullerjahren 
üblich, abgerufen unter https://www1.wdr.de/nrw/rheinland/bestechung-jva-euskirchen-100.html (letz-
ter Zugriff 26.05.2026). 

https://www1.wdr.de/nrw/rheinland/bestechung-jva-euskirchen-100.html


LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20398 

 
 

2 

Das Ministerium des Innern hat mitgeteilt, dass über die Presseberichte hinausgehende Infor-
mationen im Sinne der Fragestellung nicht vorliegen. 
 
Der Landesregierung liegen auch darüber hinaus keine dienstrechtlichen oder sonstigen Er-
kenntnisse vor, die im Zusammenhang mit einer Mitteilung des ehemaligen Inhaftierten ge-
genüber der Polizei Euskirchen aus dem Jahr 2004 stehen.  
 
 
2. Aufgrund welcher gesetzlichen Löschfristen ist der Vorgang als solcher justiziell 

als auch polizeilich nicht mehr recherchierbar? 
 
Regelungen über die Datenverarbeitung und Datenlöschung finden sich in §§ 483 ff. der 
Strafprozessordnung (StPO). Danach knüpft die Datenlöschung insbesondere an den 
Zeitpunkt der Erledigung eines Verfahrens an (§ 489 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 StPO). Dem 
vorbezeichneten Bericht der Leitenden Oberstaatsanwältin in Bonn zufolge ist eine genaue 
Berechnung der Fristen nicht möglich, da ihr ein etwaiger Erledigungszeitpunkt des in Rede 
stehenden Vorgangs nicht bekannt sei. Im Übrigen wird auf Frage 1 Bezug genommen.  
 
Für die Verarbeitung und Löschung personenbezogener Daten von Inhaftierten galten im Jahr 
2004 die bundesgesetzlichen Vorgaben der §§ 179 ff. des Gesetzes über den Vollzug der 
Freiheitsstrafe und der freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung (Straf-
vollzugsgesetz - StVollzG). Die Löschung von Daten richtete sich gemäß § 184 Absatz 1 
StVollzG, wonach die in Dateisystemen gespeicherten personenbezogenen Daten spätestens 
zwei Jahre nach der Entlassung des Gefangenen oder der Verlegung des Gefangenen in eine 
andere Anstalt zu löschen sind. Für die Aufbewahrung von Gefangenenpersonalakten und 
Vorgängen galten zunächst die bundesweit harmonisierten Bestimmungen über die Aufbe-
wahrungsfristen für das Schriftgut der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der Staatsanwaltschaften 
und der Justizvollzugsbehörden (AV des JM vom 27. Juli 2004). Diese wurden durch die Ver-
ordnung über die Aufbewahrung von Schriftgut in der Justiz und Justizverwaltung des Landes 
Nordrhein-Westfalen (AufbewahrungsVO NRW) vom 6. Mai 2008 abgelöst. Die Fristen zur 
Aufbewahrung von Akten und Vorgängen bestimmte sich anschließend nach Anlage 3 der 
AufbewahrungsVO NRW. Mit Inkrafttreten der (neuen) Verordnung über die Aufbewahrung 
von Schriftgut in der Justiz und Justizverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen (Aufbewah-
rungsverordnung der Justiz Nordrhein-Westfalen AufbewJustVO NRW) am 1. Januar 2023 ist 
die (alte) AufbewahrungsVO NRW außer Kraft getreten.  
 
Da auch hier nicht bekannt ist, wer sich hinter dem Pseudonym des Häftling R. verbirgt, ist 
eine genaue Berechnung der vorgenannten Fristen nicht möglich. 
 
Die Aufbewahrung und Speicherung für Schriftgut über beamtenrechtliche Disziplinarsachen 
bestimmen sich nach § 16 des Landesdisziplinargesetzes Nordrhein-Westfalen (LDG NRW) 
mit den dort in Abhängigkeit vom Ergebnis des Disziplinarverfahrens vorgegebenen Fristen.  
 
Gemäß § 22 Polizeigesetz NRW (PolG NRW) kann die Polizei rechtmäßig erlangte 
personenbezogene Daten in Akten und Dateisystemen speichern, soweit dies zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben, zu einer zeitlich befristeten Dokumentation oder zur Vorgangsverwaltung 
erforderlich ist. 
Hierbei ist die Dauer der Speicherung auf das erforderliche Maß zu beschränken. Für 
automatisierte Dateisysteme sind Termine festzulegen, zu denen spätestens überprüft werden 
muss, ob die suchfähige Speicherung von Daten weiterhin erforderlich ist (Prüfungstermine). 
Für nichtautomatisierte Dateisysteme und Akten sind Prüfungstermine oder 
Aufbewahrungsfristen festzulegen. Dabei sind der Speicherungszweck sowie Art und 
Bedeutung des Anlasses der Speicherung zu berücksichtigen. Die festzulegenden 
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Prüfungstermine dürfen bei Erwachsenen zehn Jahre und bei Jugendlichen fünf Jahre nicht 
überschreiten. 
Zudem sind für die Aufbewahrung weitere untergesetzliche Vorschriften normiert. So regelt 
der RdErl. zum Führen von Kriminalakten (RdErl. d. Innenministeriums v. 21.2.2002 - 42.2 – 
6422) sowie die sogenannten KPS-Richtlinien (RdErl. d. Innenministeriums v. 25. 8. 2000 -IV 
A 5 - 6420/1) die Aufbewahrung, Speicherung und Löschung in Kriminalakten und Dateien. 
Gemäß Nr. 5.1 der KPS-Richtlinien ist die Speicherung so lange zulässig, wie es zur 
rechtmäßigen Erfüllung der in der Zuständigkeit der speichernden Stelle liegenden Aufgaben 
erforderlich ist. Zudem werden die in § 22 PolG NRW benannten Prüfungsfristen und weitere 
Modalitäten konkretisiert und sehen u.a. für Fälle von geringerer Bedeutung frühere Fristen 
vor. 
 
Für die elektronischen Vorgangssysteme, heute ViVA (Verfahren zur integrierten 
Vorgangsbearbeitung und Auskunft), seinerzeit IGVP (Integrierte Vorgangsbearbeitung 
Polizei), gelten die dargestellten Vorschriften. 
 
 
3. Inwieweit lässt sich der Vorgang in den Akten der JVA Euskirchen nachvollziehen 

(z.B. Kontaktaufnahme der Polizei Euskirchen, Stellungnahme der Anstaltsleitung, 
Befragungen von Justizvollzugsangestellten etc.)? 

 
Die Leiterin der Justizvollzugsanstalt Euskirchen hat unter dem 10.06.2026 im Wesentlichen 
berichtet, dass schon auf Grund des fehlenden Klarnamens der Vorgang in den Akten der JVA 
Euskirchen nicht nachvollzogen werden kann.  
 
 
4. Aus welchen Gründen wurde der Häftling R im Jahr 2004 aus dem offenen Vollzug 

der JVA Euskirchen in den geschlossenen Vollzug verlegt? 
 
Es wird auf Antwort zu Frage 3 verwiesen. 
 
 
5. Gab es seit dem Jahr 2004 weitere Hinweise auf Bestechungsvorwürfe in der JVA 

Euskirchen? 
 
Der Landesregierung liegen Erkenntnisse zu drei Ermittlungsverfahren gegen (ehemalige) 
Bedienstete der Justizvollzugsanstalt Euskirchen vor.  
 
Die Leitende Oberstaatsanwältin in Bonn hat mir unter dem 10. und am 12.06.2026 im 
Wesentlichen berichtet, dass ein Bediensteter der Justizvollzugsanstalt Euskirchen im Jahr 
2013 wegen Bestechlichkeit in einem besonders schweren Fall durch das Amtsgericht 
Euskirchen verurteilt worden sei. Zwei in den Jahren 2019 und 2022 wegen des Verdachts der 
Bestechlichkeit geführte Ermittlungsverfahren seien jeweils gemäß § 170 Absatz 2 der 
Strafprozessordnung eingestellt worden. 
 
 


